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Sehr geehrte Leserin, sehr geehrter Leser,

die Unfallversicherungsträger der öffentlichen Hand und die gewerblichen Berufsge-
nossenschaften werden seit dem 01. Juni 2007 von einem gemeinsamen Spitzenver-

band vertreten. Der neue Verband, die „Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung – 
DGUV“, geht aus der Verschmelzung des Bundesverbandes der Unfallkassen und des 
Hauptverbandes der gewerblichen Berufsgenossenschaften hervor.

Neben der Interessenvertretung wird die DGUV die Arbeit der Unfallversicherungs-
träger in wichtigen Bereichen koordinieren: z.B. in Prävention, in Rehabilitation, 
in Forschung, Bildung und Kommunikation.

Die Mitglieder der DGUV versichern mehr als 70 Mio. Menschen in Deutschland gegen 
Arbeits-, Wege- und Schulunfälle sowie Berufskrankheiten.

„Mit der DGUV erfüllt die Selbstverwaltung aus Arbeitgebern und Versicherten ihr 
Versprechen, moderne Strukturen in der Unfallversicherung zu schaffen“ erklärten 
Dr. Hans-Joachim Wolff, amtierender Vorstandsvorsitzender der DGUV und sein 
Stellvertreter Hans-Gerd von Lennep in Berlin.

Mit Blick auf die laufende Reform der Unfallversicherung fügte Wolff hinzu: 
„Wir erwarten von der Politik, dass sie die Entscheidung respektiert und den 

Verband nicht in eine Körperschaft öffentlichen Rechts umwandelt.“ Eine 
Körperschaft würde die Gestaltungsfreiheit der Selbstverwaltung ein-

schränken und nur teure Bürokratie schaffen.

Nach dem gegenwärtigen Stand will der Gesetzgeber noch in diesem 
Jahr abschließend über das Reformgesetz beraten. Neben der 

Organisation der Unfallversicherung wird eine Neustrukturierung 
des Leistungsrechts diskutiert. 

Wir werden Sie hierüber selbstverständlich auf dem
Laufenden halten und versuchen, unseren Einfluss 

für Ihren Arbeits- und Gesundheitsschutz soweit 
wie möglich geltend zu machen.

Ihr 

Thomas Meiser
Geschäftsführer

Das Magazin der Unfallkasse Saarland
Ausgabe 4 - Oktober 2007
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Auf die Frage nach dem größten
Organ des menschlichen Körpers

würden wohl nur die we-
nigsten unvermittelt mit
„die Haut“ antworten.
Schon die Bezeichnung der
Haut als menschliches Or-

gan ist für die meisten befrem-
dend. Die Tatsache, dass die Haut
mit einer Fläche von 2 m2 und 
einem Gewicht von 10 - 12 kg mit
Abstand das größte Organ ist, ist
wenig bekannt. Neben der impo-
santen Größe ist die Haut auch
das funktional vielfältigste Organ. 

Das Wissen über unsere Haut
selbst und ihre Bedeutung für Ge-
sundheit und Wohlbefinden ist in
der allgemeinen Bevölkerung
deutlich unterrepräsentiert. Die-
sem Defizit entgegenzuwirken ist
erklärter Schwerpunkt der in der
letzten Ausgabe vorgestellten
Präventionskampagne Haut, die
gemeinsam von den gesetzlichen
Kranken- und Unfallversiche-
rungsträgern in den Jahren 2007
und 2008 durchgeführt wird. Die-
se Kampagne will das Augenmerk
der Versicherten auf ihre eigene
Haut lenken mit dem Ziel, sie ge-
sund zu erhalten und die Zahl der
Hauterkrankungen zu reduzieren.

Es ist eine Binsenweisheit, dass
der Mensch nur dann aus eige-
nem Antrieb bereit ist, sich für ei-
ne Sache zu engagieren, wenn er
von dieser überzeugt ist und sich
mit ihren Zielen identifizieren

kann. Überzeugung bedeutet in
diesem Zusammenhang immer
auch eine emotionale Anbindung
an das jeweilige Anliegen. In Be-
zug auf die Kampagne will man
neben dem theoretischen Wissen
über die Haut und ihre Funktio-
nen vor allem auch den Aspekt
des eigenen Schutzes durch die
Haut und ihre unmittelbare Wech-
selwirkungen mit unserem Emp-
finden herausstellen. Eine gesun-
de Haut und eine gesunde Psyche
sind untrennbar miteinander ver-
bunden. Diese Botschaft gilt es
zu vermitteln: Jeder soll erken-
nen, dass er durch sein eigenes
Handeln eine gesunde Haut er-
halten oder ihren angegriffenen
Zustand verbessern kann.

Um möglichst jeden Einzelnen zu
erreichen, versuchen die Träger
der Kampagne diese Botschaft im
wahrsten Sinne des Wortes haut-
nah in die Betriebe zu tragen.
Hierbei bedarf es vor allem der
Unterstützung durch die eigenen
Mitgliedsbetriebe selbst. Sie ken-
nen die betrieblichen Abläufe und
wissen am besten, wie man die
Versicherten in ihrer konkreten
Arbeitssituation ansprechen
kann.  Die ersten Erfahrungen bei
gemeinsam durchgeführten Ak-
tionen zeigen, dass diese von den
Versicherten positiv aufgenom-
men werden. 

Für unsere Mitgliedsbetriebe und
für die Unfallkasse Saarland be-

deutet die Kampagne darüber
hinaus auch, in der Vermittlung
der betrieblichen Arbeits- und Ge-
sundheitsschutzziele andere We-
ge zu beschreiten. Es freut uns
sehr, dass zunehmend auch sei-
tens der Betriebe eine wachsen-
de Nachfrage zu gemeinsamen
Aktionen zu verzeichnen ist.

Dr. Christof Salm

Abteilung Prävention

Prävention
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hautnah
Bewusstsein schaffen

Redewendungen zum Thema
Haut

• aus der Haut fahren
• auf keine Kuhhaut gehen
• eine dünne Haut haben / 

dünnhäutig sein
• eine Gänsehaut bekommen
• nur noch Haut und Knochen

sein
• sich in seiner Haut wohl 

fühlen
• seine Haut zu Markte tragen
• mit heiler Haut davon-

kommen
• auf der faulen Haut liegen
• bis auf die Haut nass wer-

den
• etwas hautnah miterleben
• aus seiner Haut können
• mit Haut und Haaren
• seine eigene Haut retten
• unter die Haut gehen
• eine ehrliche Haut sein

www.2m2-haut.de



Das Aussehen unserer Haut ist
Ausdruck unseres inneren, psy-
chischen Erlebens. Scham und
Wut lassen uns erröten. Angst
treibt uns den Schweiß auf die
Stirn. Kälte aber auch Ekel erzeu-
gen eine Gänsehaut. Diese Bei-
spiele zeigen, wie eng Haut und
Psyche miteinander verwoben
sind. Selbst wenn wir unsere in-
nere Befindlichkeit nicht preisge-
ben wollen, so spricht unsere
Haut doch eine eindeutige Spra-
che, was sich in vielen Redewen-
dungen über die Haut widerspie-
gelt. Schwere Schicksalserlebnis-
se “gehen uns unter die Haut“;
mit der Zeit “legen wir uns ein
dickes Fell zu“ oder wir werden
“dünnhäutig“; oftmals “fühlen
wir uns nicht wohl in unserer
Haut“, so dass wir  manchmal
“aus unserer Haut heraus“ wol-
len. Unsere Sprache kennt also
den Zusammenhang zwischen
Psyche und Haut. Wir hingegen
selbst müssen uns dies erst be-
wusst machen.

Der gemeinsame Ursprung des
Haut- und Nervengewebes aus
den gleichen embryonalen Kör-
perzellen deutet auf die enge Ver-
wandtschaft von Haut und Psyche
hin. Zudem ist unsere Haut
durchwoben von Rezeptoren ver-
schiedenster Art (Schmerz-,
Druck-, Thermo-, Tast- und Deh-
nungsrezeptoren), die als äußere
Messstationen unserer Sinne fun-
gieren. In unserer Haut werden

Botenstoffe freigesetzt, die die
Schnittstelle zu unserem Immun-
system darstellen. Alle diese bio-
logisch-physiologischen Zusam-
menhänge erklären, warum unse-
re Haut in besonderem Maße in
enger Wechselwirkung mit unse-
rer Psyche und unserem Immun-
system steht. Daraus resultiert
natürlich auch, dass die Haut bei
psychischen Belastungen wie
Stress erheblich leiden kann. Das
Aufblühen von Symptomen anla-
gebedingter Hauterkrankungen
oder die erhöhte Empfindlichkeit
bei Einwirkung allergener Sub-
stanzen seien beispielhaft er-
wähnt. 
Eine kranke Haut ihrerseits wirkt
sich negativ auf unser seelisches
Empfinden aus. Denn wir alle
wünschen uns eine intakte Haut,
da sie als soziales Kontaktorgan
die Verbindung zur Außenwelt

darstellt. So kann ein Teufelskreis
zwischen kranker Haut und psy-
chischer Belastung entste-
hen, der zu einem sich
selbst verschlechternden
Hautzustand führt. 

Diese starke Beeinflussung durch
die Psyche sollte uns zu denken
geben. Einerseits kann sie uns
helfen, ein tieferes Verständnis
für das komplexe Geschehen
rund um die Haut zu entwickeln.
Andererseits sollte sie uns Wege
aufzeigen, wie wir durch Reduzie-
rung von übermäßigem Stress ei-
ner möglichen Hauterkrankung
vorbeugen können und wie wir
durch pfleglichen Umgang mit un-
serer Haut unnötigen Stress ver-
meiden können. 

Dr. Christof Salm

Abteilung Prävention

Prävention

5

Gänsehaut
Haut als “Spiegel der Seele”



Eine staatliche Schule in Saar-
brücken beschließt kurz vor

Weihnachten, die Klassen-
zimmer zu renovieren. Lei-
der fehlt ihr das Geld, um
ein Unternehmen hiermit
zu beauftragen. Schüler

und deren Eltern wollen unent-
geltlich helfen. Auch die Mitglie-
der des Schulfördervereins bieten
ihre Hilfe an. 

Ehrenamtliches Engagement von
Bürgern wird immer wichtiger. Zu-
dem ist freiwilliges Engagement
eine Chance für jeden Einzelnen

sich

einzumischen, mitzugestalten.
Freiwilliges Engagement ist nicht
nur Hilfe für andere, sondern be-
deutet auch persönliche Weiter-
entwicklung. Aber was, wenn da-
bei etwas passiert: Bin ich versi-
chert und welche Leistungen ste-
hen mir zu? Zudem handelt es
sich bei den Helfern in der Regel
um bauhandwerkliche Laien. Er-
gibt sich für die Schule daraus ei-
ne besondere Fürsorge- und Be-
aufsichtigungspflicht? 

Generelle Voraussetzung für den
Unfallversicherungsschutz ist ei-
ne ehrenamtliche Tätigkeit. Dies
erfordert neben der Unentgelt-
lichkeit ("Ehre") die Ausübung ei-

ner übertragenen Aufgabe
("Amt"). Dazu muss den

Helfern ein bestimmter,
abgegrenzter Aufga-

benbereich übertra-
gen werden, der
sich wiederum im
Aufgaben- und
Verantwortungs-
bereich der Kom-
mune halten
muss (Angelegen-
heit der örtlichen

Gemeinschaft). 

Soweit also in unse-
rem Beispielfall die

Stadt Saarbrücken die
Renovierung der Klassen-

zimmer den Schülern und El-
tern überträgt, besteht grund-
sätzlich Versicherungsschutz im

Rahmen der ehrenamtlichen Tä-
tigkeit.  

Tätigkeiten von und insbesonde-
re in Vereinen (auch: nicht einge-
tragene Vereine) fallen grundsätz-
lich nicht in die Zuständigkeit der
Unfallversicherungsträger der öf-
fentlichen Hand. Gewählte Ehren-
amtsträger solcher Vereine (Vor-
stand, Kassenwart) können sich
bei der fachlich zuständigen Be-
rufsgenossenschaft (in der Regel
die Verwaltungs-Berufsgenossen-
schaft) freiwillig versichern. 

Unfallversicherungsschutz über
die Unfallversicherungsträger der
öffentlichen Hand kann jedoch
bestehen, soweit die in Vereinen
Engagierten im Auftrag oder mit
Zustimmung der in staatlicher
oder kommunaler Trägerschaft
stehenden Schule ehrenamtlich
tätig werden. Der erweiterte Ver-
sicherungsschutz umfasst jedoch
nicht allgemeine organisatorische
Tätigkeiten der beauftragten pri-
vatrechtlichen Organisation (z.B.
Mitgliederversammlungen). Der
Auftrag bzw. die Zustimmung be-
zieht sich nur auf die konkrete
Tätigkeit im Interesse der Schule.
In unserem Beispielfall also auf
die Renovierungsarbeiten. 

Zu den versicherten Tätigkeiten
gehören alle Verrichtungen, die
mit der Wahrnehmung der über-
tragenen Aufgaben verbunden
sind, einschließlich der unmittel-

Wir renovieren unser Klassenzimmer 
Aspekte zum Versicherungsschutz im Ehrenamt

Prävention
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Gesetzliche Unfallversicherung
bedeutet Pflicht zum Arbeits- und
Gesundheitsschutz. 
Diese Verpflichtung besteht wie
im Berufsleben auch für das brei-
te Spektrum der Arbeiten und Tä-
tigkeiten im Bereich des Ehren-
amtes.
Betrachtet man sich die typischen
Tätigkeitsfelder, so stellt man
fest, dass Arbeiten unterschiedli-
chen Gefährdungsgrades ausge-

führt werden, von Verwaltungs-
/Betreuungstätigkeiten über Säu-
berungs-/Räumungsaktionen bis
hin zu Baumaßnahmen. Der über-
wiegende Teil davon weist einen
eher geringen Gefährdungsgrad
auf.
Natürlich sind verbleibende Risi-
ken wie beispielsweise Absturz-
gefahren von Leitern oder der
Schutz insbesondere von Händen
und Füßen durch entsprechende

persönliche Schutzausrüstung zu
berücksichtigen.

Andererseits trifft man gerade
heute im Bereich des Ehrenamtes
Arbeiten mit deutlich höherem
Gefährdungspotential an. Darun-
ter sind solche Arbeiten zu ver-
stehen, deren Durchführung auf
Grund des erhöhten Unfallgesche-
hens in speziellen Arbeitsschutz-
bestimmungen geregelt ist. 

Ehrenamt Ja - aber sicher!
Aspekte zum Arbeitsschutz

baren Vor- und Nachbereitung
und der notwendigen Wege. 

Gegenstand der Versicherung ist
der Ersatz des Schadens, der dem
Versicherten durch einen Arbeits-
unfall zugefügt wird. Hierzu gehö-
ren nicht Sachschäden und
Schmerzensgeld. Nur die Schä-
den an einem Hilfsmittel  (z.B.
Brillen, Prothesen) werden er-
setzt. Die Unfallkasse Saarland
ist bei einem Arbeitsunfall ver-
pflichtet, die Gesundheit und die
Leistungsfähigkeit des Versicher-
ten mit allen geeigneten Mitteln
wiederherzustellen und ihn oder
seine Hinterbliebenen durch Geld-
leistungen zu entschädigen. Daher
erbringt sie u.a. folgende Leistun-
gen: Heilbehandlung, Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben und
am Leben in der Gemeinschaft,
Pflege, Geldleistungen während
der Rehabilitation, Renten an Ver-
sicherte und Hinterbliebene, Bei-
hilfen und Abfindungen. 

Die Schule bzw. deren Träger ist
verpflichtet, auf die Einhaltung
der einschlägigen Unfallverhü-
tungsvorschriften hinzuwirken.
Um auf unseren Beispielfall zu-
rückzukommen: Da es sich bei
den Helfern um Jugendliche und
bauhandwerkliche Laien handelt,
ergibt sich aus dieser Tatsache ei-
ne besondere Fürsorge- und Be-
aufsichtigungspflicht der Schule. 

Fragen zur Unfallverhütung kön-
nen direkt an unsere Abteilung
Prävention gerichtet werden. 

Zum Abschluss noch ein paar Bei-
spiele für sonstige bürgerschaftli-
che Aktivitäten am Wohnort, für
die Versicherungsschutz beste-
hen kann, soweit eine ehrenamtli-
che Beauftragung der Kommune
besteht:

• Neubau des gemeindlichen 
Sportplatzes oder Errichtung 
eines Gemeinschaftshauses

• Bau eines Kinderspielplatzes 
oder Übernahme einer Spiel-
platzpatenschaft

• Beteiligung an einer Aufräum-
aktion zur Müllbeseitigung

• Übernahme von Patenschaften 
im Naturschutz

• Betreiben eines Bürgerbusses

Eine ehrenamtliche Tätig-
keit muss nicht im Voraus
bei der Unfallkasse Saar-
land angezeigt werden.
Bei Eintritt eines Unfalles ist uns
allerdings unverzüglich eine Un-
fallanzeige zu erstatten. Wir stel-
len kostenlos unter www.uks.de
ein Programm zur Verfügung, mit
dessen Unterstützung Unfallan-
zeigen, Wegeunfallfragebogen
usw. am PC ausgefüllt, gespei-
chert und versandfertig ausge-
druckt werden können. 

Petra Heieck

Innenrevision und Controlling

Prävention
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Beispielhaft seien hier genannt:
• Bauarbeiten

Einsatz von Erdbaumaschinen; 
Verwendung von Gerüsten; Ar-
beiten in Gräben.

• Pflegearbeiten an Grünanlagen
Benutzung von Rasenmähern, 
Heckenscheren, Freischneider, 
Motorsägen, Buschholzhak-

kern; Arbeiten im Ver-
kehrsbereich.

Hierbei ist es eine Selbst-
verständlichkeit, dass nur solche
Arbeitsmittel eingesetzt werden,
die den sicherheitstechnischen
Anforderungen genügen.

Sollte es sogar zu gefährlichen
Arbeiten wie z.B. dem Fällen von
Bäumen kommen, so darf dies
nur von Fachleuten und unter be-
sonderen organisatorischen
Schutzmaßnahmen ausgeführt
werden.

Dient die ehrenamtlich unter-
stützte oder durchgeführte Maß-
nahme beispielsweise einer kom-
munalen Einrichtung, so muss
diese ihre rechtliche und organi-
satorische Gesamtverantwortung
wahrnehmen.

Oftmals steckt der Teufel im De-
tail. Schon die heutigen Erfahrun-
gen zeigen Auffälligkeiten wie
zum Beispiel:

• Wegen des Fehlens eines Fach-
mannes übernimmt ein ehren-
amtlich Tätiger die Leitung ei-
ner Baumaßnahme, für die er 
nicht qualifiziert ist.

• Ein ehrenamtlich Tätiger mit ex-
ponierter gesellschaftlicher 
Stellung befolgt nicht die Si-
cherheitsanweisungen des Ver-
antwortlichen.

Gerade die heterogene Zusam-
mensetzung des Personenkreises
der ehrenamtlich Tätigen hin-
sichtlich ihrer Kenntnisse und Be-
fähigung zur Ausführung be-
stimmter Arbeiten muss Beach-
tung finden, um ihre Gesundheit
zu schützen.

Die Freiwilligkeit und das unent-
geltliche Tätigwerden darf nicht
dazu verleiten, den Arbeits- und
Gesundheitsschutz im ehrenamt-
lichen Engagement zu vernach-
lässigen.

Zur Unterstützung steht Ihnen die
Präventionsabteilung unseres
Hauses zur Verfügung.

Roland Haist

Abteilung Prävention

Prävention
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Im Rahmen unserer Informations-
und Präventionsarbeit finden be-
reits seit langer Zeit Veranstaltun-
gen statt, mit Hilfe derer Lehrer,
Leiter und Sicherheitsbeauftragte
von Schulen über die Aufgaben
und Leistungen unseres Hauses
unterrichtet werden. Erstmals ha-
ben unsere Mitarbeiter in diesem
Jahr auch Elternabende von
Grundschulen besucht, um die 
Eltern der zukünftigen Schulan-
fänger entsprechend aufzuklären.

Diese zeigten sich am Unfallversi-
cherungsschutz ihrer Sprösslinge
während des Schulbesuchs und
der Arbeit der Unfallkasse Saar-
land bei Eintreten eines Schulun-
falles sehr interessiert. 
Schulleiter, die an der Ausrich-
tung ähnlicher Veranstaltungen in
ihren Häusern oder an der Zusen-
dung unserer Broschüre „Schüler-
Unfallversicherung“ (GUV-SI
8008) interessiert sind, können
sich bei Frau Kern, Unfallkasse 

Saarland, melden (Telefon-
nummer 06897/9733-67).

Andrea Treib

Leistungsabteilung

Informationen für Eltern 
von Schulanfängern 



In der vorherigen Ausgabe unse-
res Magazines hatten wir über die
Möglichkeit der häuslichen Unter-
bringung, Pflege und Therapie
Unfallverletzter berichtet. Dies-
mal soll die stationäre Form -
"die Heimpflege" - näher be-
leuchtet werden. Stellvertretend
für dererlei Einrichtungen wurde
das St. Paulusstift, Landau, in
dem wir eine jugendliche Versi-
cherte untergebracht haben, aus-
gewählt. Das St. Paulusstift bietet
umfassende Hilfen für Menschen
mit Behinderungen. Das Wohn-
heim für Kinder und Jugendliche
mit körperlichen, geistigen bzw.
mehrfachen Behinderungen be-
steht aus vier Wohngruppen mit
jeweils neun Heimbewohnern. Es
werden Kinder ab dem Kindergar-
tenalter aufgenommen. Nach der
Schulentlassung wechseln die

jungen Menschen in Erwachse-
nenwohnheime. Die Wohngrup-
pen sind familienähnlich angelegt
mit alters- und geschlechtsge-
mischten Gruppen. Die Bewohner
leben in individuell gestalteten
Einzel- oder Doppelzimmern. Die
Kinder und Jugendlichen besu-
chen tagsüber den Förderkinder-
garten oder die Körperbehinder-
tenschule des Stiftes. 

Der Heimunterbringung lastet
häufig noch der Hauch des Ab-
schiebens des Betroffenen an.
Auch Mängel, über die in den Me-
dien berichtet wird, tragen zur
Verunsicherung der Angehörigen
und oftmals zu einem negativen
Bild bei.

Anlässlich eines turnusmäßigen
Besuches unserer Rehabilitantin
im St. Paulusstift hatte unser

Fachberater für Rehabilitation 
Gelegenheit, ein ausführliches
Gespräch mit dem Ge-
samtleiter der Einrichtung,
Herrn Moser, und dem be-
treuenden Heilpädagogen
der Schule, Herrn Steigert, zu
führen. Dieses Interview wird im
folgenden wiedergegeben.

Unfallkasse:

"Welche Probleme sehen Ange-
hörige, insbesondere Eltern be-
hinderter Kinder und Jugendlicher
in einer Heimunterbringung?"

Moser, Steigert:

"Die Entscheidung, ob Kinder
oder  Jugendliche besser im Heim
oder zu Hause gepflegt und be-
treut werden, ist eine sehr indivi-
duelle Angelegenheit, die die An-
gehörigen immer wieder vor gro-
ße emotionale Probleme stellt.
Die Angehörigen haben in erster
Linie mit Schuldgefühlen zu
kämpfen. Bin ich eine schlechte
Mutter, ein schlechter Vater, wenn
ich mein Kind in ein Heim gebe?
Kann ich die geforderten Leistung-
en der Pflege und Organisation
der Therapie nicht doch selbst er-
bringen? Werde ich den Belas-
tungen gewachsen sein? Warum
können andere Eltern die Pflege
leisten, ich jedoch anscheinend
nicht? Diese und ähnliche Fragen
belasten die Angehörigen und na-
gen zudem am Selbstwertgefühl
der Betroffenen."

Heimunterbringung 
Notsituation oder bewusst gewählte Pflegeform?

Unsere Versicherte in ihrer Gruppe

Leistungen/Rehabilitation
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Unfallkasse:

"Wie können Sie den Eltern bei der
Entscheidungsfindung helfen?"

Moser, Steigert:

"Wir sind bestrebt, den Eltern ein
realistisches Bild der Heimunter-
bringung zu vermitteln und neben

Vorteilen auch eventuelle
Nachteile zu benennen.
Wir laden die Betroffenen
zur umfassenden Besichti-

gung der Einrichtung ein. Es be-
steht die Möglichkeit einer Auf-
nahme auf Probe. Die Eltern ha-
ben Gelegenheit bei vielen Aktivi-
täten des Heimlebens anwesend
zu sein, auch an einer Therapie-
sitzung oder Unterrichtsveran-
staltung teilzunehmen. Gerade
weil uns die Fragen, welche die
Angehörige belasten, aus unserer
täglichen Erfahrung bekannt sind,
verwenden wir viel Zeit und Sorg-
falt auf deren Beantwortung und
Klarstellung."

Unfallkasse:

"Kann eine Förderung in einer
Einrichtung wie der Ihren als opti-
male Rehabilitation angesehen
werden?"

Moser, Steigert:

"Aus unserer Erfahrung zweifels-
ohne. Die Verzahnung von Früh-
förderzentrum, Förderkindergar-
ten, Schule und Tagesförderstätte
oder Werkstatt für behinderte
Menschen (WfbM) unter einem
Dach führen zu einer kontinuierli-
chen Rehabilitation. Die Behin-
derten können engmaschig und
sorgfältig beobachtet, bestehen-
de Resourcen erkannt und ge-
weckt werden."

Unfallkasse:

"Welche Vorteile sehen Sie bei
einer Unterbringung in Ihrer Ein-
richtung  im sozialen Bereich?"

Moser, Steigert:

"Vordergründig in der Entwick-
lung zur Selbständigkeit. Durch
die Trennung vom Elternhaus ent-
fällt ein eventuelles Überbehütet-
sein. Die Jugendlichen werden
gefordert, sich in der Gemein-
schaft zu integrieren und auch zu
bewähren - wichtige Schritte auf
dem Weg zum Erwachsenwerden.
Es finden sich in der Heimge-
meinschaft für den einzelnen Be-
hinderten eher Sozialpartner als
im häuslichen Bereich."

Moser:

"Zur Verdeutlichung dieser An-
nahme frage ich immer mal wie-
der Eltern: Wie oft wird ihr Kind
noch auf Kindergeburtstage ein-
geladen? Kommen noch regelmä-
ßig Schulfreunde vorbei?"

Unfallkasse:

"Wie nehmen die Eltern am
Heimgeschehen Anteil und wann
erkennen sie, dass ihre Entschei-
dung richtig war?"

Moser, Steigert:

"Wie bereits erwähnt, können die
Eltern am Leben in den einzelnen
Wohngruppen teilhaben. Sie ler-
nen die Betreuer und Therapeu-
ten kennen, so dass sich im Laufe
der Zeit ein Vertrauensverhältnis
einstellt. Sie nehmen an Freizeit-
aktivitäten teil und pflegen Kon-
takte zu anderen Eltern. Sie kön-
nen die Kinder und Jugendlichen
zu jeder Zeit besuchen und auch
am Wochenende zu sich nach
Hause nehmen."

Moser:

"Ich kann Ihnen den Fall eines
Ehepaares nennen, beide hoch-
motivierte Eltern, die mittlerweile
den Heimaufenthalt ihres behin-
derten Kindes selbst finanzieren, 
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in der Gewißheit, dass es hier be-
ste Förderung erfährt."

Steigert:

"Es darf nicht vergessen werden, 
dass Ziel der Förderung immer

die Eingliede-
rung in einen
Regelbereich
ist, z.B. die

Umschulung
in eine Regel-

schule oder eine
Tätigkeitsaufnah-

me auf dem allge-
meinen Arbeitsmarkt.

Wir wollen unsere Rehabi-
litanten nicht für uns verein-

nahmen oder festhalten, sondern
so fördern, dass sie uns zu ir-
gendeinem Zeitpunkt verlassen
und selbstbestimmt leben kön-
nen.”

Aus unserer Sicht kann festge-
stellt werden: Häusliche und sta-
tionäre Pflege stellen Betreu-

ungsformen dar, deren Qualität
im Wesentlichen von den Mög-
lichkeiten und dem Engagement
der betreuenden Personen ab-
hängt. Die Entscheidung, welche
Form der Pflege gewählt wird,
hängt von vielen Faktoren ab. Im
Vordergrund steht  der behinder-
te Mensch. Seine Angehörigen
dürfen jedoch nicht ver-
gessen werden. Die Ent-
scheidungsfindung ist we-
der einfach noch wird sie
leichtfertig durchgeführt. Ist die
Wahl mit aller Sorgfalt getroffen,
gibt es keinen Anlass für ein
"schlechtes Gewissen".

Helmut Schwartz

Fachberater für Rehabilitation
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Unterricht im St. Paulusstift

Die Unfallkasse Saarland ist als
Unfallversicherungsträger insbe-
sondere zuständig für die Durch-
führung der Gesetzlichen Unfall-
versicherung im Kommunal- und
Landesbereich. So sind alle saar-
ländischen Städte und Gemein-
den, alle Landkreise und das
Saarland Mitglied der Unfallkasse
Saarland. Darüber hinaus ist die
Unfallkasse Saarland auch der
zuständige Unfallversicherungs-
träger für die rechtlich selbständi-
gen Unternehmen der Gemeinden
und des Landes. Voraussetzung
ist dabei, dass eine Kommune

oder das Land überwiegend be-
teiligt ist oder einen ausschlagge-
benden Einfluss auf die Unter-
nehmensgeschicke ausübt.
Von der Zuständigkeit der Unfall-
kasse Saarland ausgeschlossen
sind allerdings kommunale Unter-
nehmen der Land- und Forstwirt-
schaft, Park- und Gartenpflege
sowie Friedhöfe. Hierfür ist die
Landwirtschaftliche Berufsgenos-
senschaft, bzw. Gartenbau-BG zu-
ständig.

Es hat sich in der Praxis gezeigt,
dass die Zuordnung zu dem rich-

tigen Unfallversicherungsträger
nicht immer einfach ist. Hier wol-
len wir einen Beitrag zur Klärung
leisten.

Beispiel 1:
Die Bediensteten A und B des
städtischen Bauhofes der saar-
ländischen Kreisstadt X sind mit
der Holzernte im städtischen
Forst beauftragt. Die Bäume wer-
den gefällt und mit den vorhan-
denen Maschinen zersägt und ab-
transportiert. Auch die komplette
und voll funktionsfähige persönli-
che Schutzausrüstung des B kann

Wohin mit der Unfallmeldung
Die Abgrenzung der Zuständigkeit bei Unternehmen der Land- und Forst-
wirtschaft, der Park- und Gartenpflege sowie der Friedhöfe

Leistungen/Rehabilitation



nicht verhindern, dass er auf der
nassen Rinde eines Buchenastes
ausrutscht und stürzt. Dabei zieht
er sich Prellungen und Schürf-
wunden zu.
Dieser Arbeitsunfall ereignete
sich in einem Unternehmen der
Land- und Forstwirtschaft; zu-
ständig ist die Land- und Forst-

wirtschaftliche Berufsge-
nossenschaft Hessen,
Rheinland-Pfalz und Saar-
land, Heinestraße 2-4

66121 Saarbrücken.
In der Praxis wird das Personal
häufig wechselseitig je nach Ar-
beitsanfall auf dem Bauhof oder
im städtischen Forst eingesetzt.
Kommt es bei diesen Personen zu
einem Arbeitsunfall, richtet sich

die Zuständigkeit des Unfallversi-
cherungsträgers nach dem Unter-
nehmen, dem die zu dem Unfall
führende Tätigkeit diente. War
die Tätigkeit für den Bauhof zu
erledigen, ist die Unfallkasse
Saarland zuständig, diente die
Tätigkeit zum Unfallzeitpunkt
dem städtischen Forstbetrieb, ist
die Land- und Forstwirtschaftli-

che BG zuständig. Wegeunfälle
sind dem Unternehmen zuzurech-
nen, dem die beabsichtigte Tätig-
keit dienen sollte oder zuletzt ge-
dient hat, wenn sie am Unfalltag
beendet war.

Beispiel 2:
Dieselben Bediensteten A und B
des o.g. städtischen Bauhofes
sollen im Stadtpark die Sträucher
und Hecken schneiden und eine
Holzbank ersetzen. Anschließend
soll die Rasenfläche gemäht wer-
den. Beim Abladen der Mäher
und des Baumaterials für die
Holzbank stößt sich A die rechte
Hand an der Ladekante des
Transporters an. Der behandeln-
de Arzt stellt den Bruch eines

Mittelhandknochens fest.
Dieser Arbeitsunfall ereignete
sich bei einer Tätigkeit, die der
städtischen Park- und Gartenpfle-
ge zuzurechnen ist; zuständig ist
die Gartenbau-BG, Frankfurter
Str. 126, 34121 Kassel.
Gemeindliche Parks – ob nun mit
Baumbestand oder ohne – sind
Grünflächen, die von der Gemein-

de unterhalten werden und über-
wiegend der Erholung der Bevöl-
kerung oder der Verschönerung
des Ortsbildes dienen. Zu den bei
der Gartenbau-BG versicherten
Pflegetätigkeiten gehören insbe-
sondere
• die Neuanlage und Unterhal-

tung der Grünflächen, Bäume, 
Hecken, Beete etc.,

• die Errichtung und Unterhal-
tung von Umzäunungen, We-
gen, Gräben, Bänken, Schil-
dern, Spielplätzen, sowie Un-
terhaltung und Transport der 
erforderlichen Maschinen und 
Geräte,

• die den Parks und Gärten
dienende Verwaltungstätig-
keit (z.B. Planung, Materialbe-
schaffung etc., sofern diese 
von den der Park- und Garten-
anlage unmittelbar dienenden 
Einrichtung durchgeführt wer-
den, z.B. Gartenbauämtern).

Bei wechselseitigem Einsatz zwi-
schen Stadtpark und Bauhof gilt
das gleiche wie beim vorherigen
Beispiel.

Beispiel 3:
Die schon bekannten Bedienste-
ten A und B des städtischen Bau-
hofes haben den Auftrag, in der
Leichenhalle auf dem städtischen
Friedhof die ausgefallenen Lam-
pen zu reparieren. Beim Heraus-
drehen der Glühbirnen fällt A von
der Leiter und zieht sich eine Ge-
hirnerschütterung zu.
Die Tätigkeit zum Unfallzeitpunkt
ist dem städtischen Friedhof zu-
zuordnen; zuständig ist auch hier
die Gartenbau-BG, Frankfurter
Str. 126, 34121 Kassel.
Als Bestandteile des Friedhofes
gelten neben dem eigentlichen

Finanzen/Mitgliedschaft
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Das Insolvenzgeld ist eine Leis-
tung der Bundesagentur für Ar-
beit (BA), die von den Agenturen
für Arbeit ausgezahlt wird. Es si-
chert die Lohn- und Gehaltsan-
sprüche von Arbeitnehmern, die
von ihrem Arbeitgeber für die
letzten 3 Monate vor Eröffnung ei-
nes Insolvenzverfahrens nicht ge-
zahlt werden konnten. Das Insol-
venzgeld ersetzt also das Arbeits-
entgelt.
Der Beitragseinzug ist den Unfall-
versicherungsträgern aus Grün-
den der Verwaltungsvereinfa-
chung per Gesetz übertragen wor-
den. Diese Umlage ist somit ein
durchlaufender Posten und hat
mit der Unfallversicherung eigent-
lich nichts zu tun. 
Rechtliche Grundlage für die Er-
hebung der Insolvenzgeld-Umlage
sind die §§ 358 ff Sozialgesetz-
buch – SGB III.
Die Mittel für die Erstattung der
Aufwendungen für das Insolvenz-
geld bringen die Unfallversiche-
rungsträger durch eine Umlage
der Unternehmer in ihrem Zustän-
digkeitsbereich auf. Von der Zah-
lung der Insolvenzgeldumlage
sind nur jene Körperschaften, An-
stalten und Stiftungen des öffent-
lichen Rechts befreit, bei denen
die Insolvenz nicht zulässig ist
und solche juristischen Personen
des öffentlichen Rechts, bei de-
nen der Bund, ein Land oder eine
Gemeinde kraft Gesetzes die Zah-
lungsfähigkeit sichert.

Damit die BA die laufenden Aus-
gaben finanzieren kann,
haben die Unfallversiche-
rungsträger vierteljährli-
che Abschlagszahlungen
zu leisten. Diese Abschlä-
ge werden von den insolvenzgeld-
pflichtigen Mitgliedern der Unfall-
kasse Saarland eingefordert. Im
Rahmen der jährlichen Schlussab-
rechnung wird anhand der gemel-
deten Lohnsumme der Endbetrag
festgesetzt und die Differenz ein-
gefordert oder erstattet.
Die Höhe der Insolvenzgeldumla-
ge wird im Wesentlichen von der
konjunkturellen Lage bestimmt.
Die Anzahl der Unternehmensin-
solvenzen ist 2006 im Vergleich
zum Vorjahr erneut zurückgegan-
gen. So wurden im Jahr 2006 von
den Amtsgerichten 30.462 Unter-
nehmensinsolvenzen gemeldet.
Dies ist die niedrigste Zahl seit
dem Jahr 2000. Auch die Insol-
venzgeldzahlungen der Bundes-
agentur für Arbeit sowie die Ab-
schlagszahlungen an diese sind
stark zurückgegangen. Von den
insolvenzgeldpflichtigen Unter-
nehmen im Zuständigkeitsbereich
der Unfallkasse Saarland wurden
mit der Schlussabrechnung für
2006 insgesamt 646.000 Euro In-
solvenzgeldumlage angefordert
und an die BA weitergeleitet.

Martin Spies

Finanzabteilung

Finanzen/Mitgliedschaft

13

Grundstück auch Leichenhallen,
Friedhofskapellen, Krematorien,
Arbeiterunterkünfte und Toiletten-
anlagen. Versicherte Tätigkeiten
sind außer der Neuanlage und In-
standhaltung des Friedhofgelän-
des, seiner Wege, gärtnerischer
Anlagen und Baulichkeiten auch
der Transport und die Unterhal-
tung der hierfür notwendigen Ma-
schinen und Materialien und die
Überführung und Bestattung der
Verstorbenen.
Wechselt die Einsatzstelle zwi-
schen Bauhof und Friedhof, gel-
ten die Ausführungen zu den vor-
herigen Beispielen.

Wie verhält es sich nun bei Gar-
tenanlagen unserer saarländi-
schen Kreisstadt X , die untrenn-
bar mit kommunalen Anlagen ver-
bunden sind, wie z.B. Liegewie-
sen an Schwimmbädern, Grünan-
lagen um Krankenhäuser, Alten-
heimen, Kindergärten oder Schul-
gärten? Hier gelten die o.g. spe-
ziellen Zuständigkeitsregelungen
für Park- und Gartenpflege sowie
Friedhöfe nicht. Für Unfälle von
städtischen Bediensteten bei Ar-
beiten auf diesen Flächen bleibt
die Unfallkasse Saarland zustän-
dig.
Werden auf diesen Unterneh-
mensteilen Arbeiten von Bediens-
teten der Gartenbauämtern aus-
geführt, so bleiben diese Bediens-
teten bei der Gartenbau-BG ver-
sichert. Gleiches gilt bei gärtneri-
schen Tätigkeiten, die mit der Un-
terhaltung öffentlicher Straßen
zusammenhängen.

Martin Spies

Finanzabteilung

Die Insolvenzgeld-Umlage
Eine Auftragsleistung der Unfallkasse Saarland 
für die Bundesagentur für Arbeit



Positiver Abschluss des 
Haushaltsjahres 2006

Die Unfallkasse Saarland finan-
ziert ihre Leistungen im wesentli-

chen durch die Beiträge ih-
rer Mitglieder. Nach Ablauf
eines jeden Geschäftsjah-
res, das dem Kalenderjahr
entspricht, wird die Buch-

haltung abgeschlossen und das
Ergebnis in der Jahresrechnung
festgestellt.

Für das Haushaltsjahr 2006 konn-
te erfreulicherweise ein Über-

schuss von 2.072.233,98
Euro festgestellt wer-

den. Auf Beschluss
der Selbstver-

waltungsor-
gane der

Unfall-
kasse
Saar-
land
wird
der
Über-
schuss
zur Sta-

bilisie-
rung des

Beitrages
im nächsten

Haushaltsjahr
und zur Ansamm-

lung von Rücklagemit-
tel verwendet.

Das Rechnungsjahr 2006 wurde
mit Ausgaben von insgesamt
17.714.203,00 EUR abgeschlos-
sen. Diese Ausgaben setzen sich
wie folgt zusammen:

Martin Spies

Finanzabteilung
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1 Renten an Versicherte und Hinterbliebene 5.143.500,71

2 ambulante Heilbehandlung 2.740.371,31

3 Zuführung zu den Betriebsmitteln 2.365.602,50

4 stationäre Heilbehandlung 1.846.534,61

5 persönliche Verwaltungskosten 1.760.596,22

6 ergänzende Leistungen zur Heilbehandlung, Pflege 1.015.769,18

7 Kosten der Prävention 946.424,84

8 Verletztengeld 402.535,41

9 Mehrleistungen 368.267,58

10 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben 266.624,10

11 Sonstige Aufwendungen, insb. Insolvenzgeld 236.024,61

12 Rentenabfindungen 126.391,99

13 allgemeine Sachkosten der Verwaltung 125.862,50

14 Zahnersatz 96.036,27

15 Kosten für Gebäude, Anlagen, bewegliche Einrichtung 93.013,54

16 Kosten der Unfalluntersuchungen 74.060,95

17 Vergütungen an andere für Verwaltungsarbeit 59.427,80

18 Selbstverwaltungsorgane 23.388,32

19 Sterbegeld und Überführungskosten 8.400,00

20 Kosten der Rechtsverfolgung 7.565,89

21 Vergütungen an die Deutsche Post 4.868,09

22 Beihilfen an Hinterbliebene 2.936,58

17.714.203,00



In einem Urteil vom 20. März 2007
hat das Bundessozialgericht er-
neut bestätigt: Das öffentlich-
rechtliche System der Unfallversi-
cherung in Deutschland ist grund-
gesetzkonform. Nach Urteilen aus
den Jahren 2003 und 2006 hat das
Bundessozialgericht mit diesem
Urteil zum dritten Mal  zugunsten
des Monopols der Berufsgenos-
senschaften in Deutschland ent-
schieden. Dennoch wurden einige
Unternehmerverbände nicht mü-
de, die deutschen Sozialgerichte
weiterhin mit einer Klagewelle ge-
gen das BG-Monopol zu überrol-
len – nach dem „Schrotflinten-
prinzip“, wie die ausführenden
Rechtsanwälte der Kanzlei Hüm-
merich aus Bonn dies selbst be-
zeichnen. Man hoffe, so die An-
wälte, dass eine Kugel treffe.

Als Erfolg werten sie daher die
aktuelle, von einem Einzelrichter
getroffene Entscheidung des Lan-
dessozialgerichts Sachsen vom
24. Juli 2007. Das Gericht leitete
die Klage eines Unternehmers an
den Europäischen Gerichtshof
(EuGH) weiter. Dieser soll nun
entscheiden, ob das Monopol der
Berufsgenossenschaften mit dem
Europarecht vereinbar ist. 

Doch die Fakten sprechen ein-
deutig zugunsten der gesetzli-
chen Unfallversicherung in
Deutschland. Denn bereits im
Jahr 2002 hat der EuGH die Ver-
einbarkeit des Monopols einer

solidarisch finanzierten Unfallver-
sicherung mit dem europäischen
Gemeinschaftsrecht klar bejaht:
im Fall der gesetzlichen Unfallver-
sicherung in Italien (INAIL), die
mit dem hiesigen öffentlich-recht-
lichen System vergleichbar ist.
Die Berufsgenossenschaften se-
hen der Entscheidung daher ge-
lassen entgegen.

Bedenklich ist derweil die Kampa-
gne der Kanzlei Hümmerich. Auf
einer von ihr betriebenen Inter-
netseite wird auf das Angebot ei-
ner ausländischen privaten Un-
fallversicherung hingewiesen,
dieses Angebot setzt aber voraus,
dass vorher die Kanzlei Hümme-
rich mit einer kostenpflichtigen
Klage gegen die Mitgliedschaft in
der BG beauftragt werden müsse. 

Hier werden falsche Hoffnungen
geschürt. Denn abgesehen von
der geringen Erfolgsaussicht der
Klage wäre ein privates System in
der Unfallversicherung nur für ei-
nen geringen Teil der Unterneh-
men und Betriebe in Deutschland
von Vorteil. Die meisten Arbeit-
nehmer und ein Gros der Unter-
nehmen würden bei einer priva-
ten Unfallversicherung nur verlie-
ren. Erfahrungen aus anderen
Ländern zeigen: Private Systeme
sind letztendlich teurer und weni-
ger effizient. Betroffen wären
letztlich vor allem kleinere und
mittlere Unternehmen. In
Deutschland und vielen anderen

Ländern haben gerade diese un-
günstigere Unfallquoten als Groß-
unternehmen. Die kom-
merziellen Versicherer be-
rechnen die Prämien
streng nach dem Risiko
des einzelnen Betriebs
und nicht nach einer ganzen
Gruppe von Betrieben, wie die
Berufsgenossenschaften. Folge:
Wie bereits in Großbritannien ge-
schehen, kann es vorkommen,
dass kleine Handwerksbetriebe
keinen Unfallversicherer finden.

Doch auch weitere Fragen sind zu
lösen: Welche Versicherung ist
bereit, Branchen mit hohen Risi-
ken abzusichern? Was wird aus
der Unternehmerhaftpflicht? Wer
übernimmt die Altlasten? Wer ist
zuständig für die teuren Berufs-
krankheiten? Wer für den Präven-
tionsdienst? Gerade hier wäre die
Gefahr groß, die Erfolge der Prä-
vention in den vergangenen Jahre
wieder einzubüßen. Privatisie-
rung ist kein Allheilmittel. Letzt-
endlich würden die meisten Un-
ternehmen in einem privaten Sy-
stem mehr zahlen, jedoch weni-
ger Leistungen erhalten. 

Deutsche Gesetzliche Unfallversicherung 

Spitzenverband der gewerblichen Berufs-

genossenschaften und der Unfallversi-

cherungsträger der öffentlichen Hand

Albrechtstr. 10c • 10117 Berlin

Tel.: 0 30/28 87 63-75

Internet: www.dguv.de
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Benutzung von Fuß- 
und Knieschutz

GUV-R 191
(Ausgabe März 2007)

Tätigkeiten mit Epoxid-
harzen

GUV-R 227
(Ausgabe November
2006)

Sicheres Arbeiten in der
häuslichen Pflege
Hautschutz

GUV-I 8516
(Stand: März 2007)

Arbeitsmedizinische 
Vorsorge und Beratung
im Abwasserbereich

GUV-I 8521
(Ausgabe Mai 2007)

Schweißrauche

GUV-R 220
(Ausgabe Oktober 2006)

Sicherheit und Gesund-
heitsschutz bei Tätigkei-
ten der Abfallwirtschaft

Teil 1: Sammlung und
Transport von Abfall
GUV-R 2113
(Ausgabe Januar 2007)

Gesundheitsschutz beim 
Umgang mit Gefahr-
stoffen

PC-Programme und Da-
tenbanken 
GUV-I 8518
(Ausgabe August 2006)

Tätigkeiten mit Gefahr-
stoffen im öffentlichen
Dienst

Informationen für 
Beschäftigte
GUV-I 8555
(Aktualisierte Fassung
November 2006)

Neue Druckschriften
Neuerscheinungen und aktualisierte Fassungen

Aktuelles

Gesetzliche
Unfallversicherung

Tätigkeiten mit
Gefahrstoffen
im öffentlichen Dienst

Informationen für Beschäftigte

Ausgabe Oktober 1999
Akzualisierte Fassung November 2006

GUV-I 8555

Gesetzliche
Unfallversicherung

Gesundheitsschutz beim
Umgang mit Gefahrstoffen
PC-Programme und Datenbanken
- eine Übersicht -

Ausgabe August 2006

GUV-I 8518

Gesetzliche
Unfallversicherung

Arbeitsmedizinische
Vorsorge und Beratung
im Abwasserbereich

Ausgabe Mai 2007

GUV-I 8521

Gesetzliche
Unfallversicherung

GUV-R 220

GUV-Regel
Schweißrauch

Ausgabe Oktober 2006

Gesetzliche
Unfallversicherung

GUV-R 2113

GUV-Regel
Sicherheit und Gesundheits-
schutz bei Tätigkeiten der
Abfallwirtschaft
Teil 1: Sammlung und Transport von Abfall

Ausgabe Januar 2007

Gesetzliche
Unfallversicherung

GUV-R 227

GUV-Regel
Tätigkeiten mit Epoxidharzen

Ausgabe November 2006

Gesetzliche
Unfallversicherung

GUV-R 191

GUV-Regel
Benutzung von
Fuß- und Knieschutz

Ausgabe März 2007
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Anleitung zur Ersten 
Hilfe

GUV-I 503
(Ausgabe Februar 2007)

Hautkrankheiten und
Hautschutz

GUV-I 8559
(Ausgabe März 2007)

Instandhaltung an 
Maschinen und Anlagen

GUV-I 8711
(Ausgabe April 2006)

Beurteilung von Gefähr-
dungen und Belastungen
am Arbeitsplatz in der 
Abwasserentsorgung

GUV-I 8755
(Ausgabe April 2007)

Handwerker

GUV-I 547
(Ausgabe Juli 2006)

Beurteilung von 
Gefährdungen und
Belastungen am
Arbeitsplatz

GUV-I 8700
(Ausgabe Mai 2006)

Beurteilung von Gefähr-
dungen 
und Belastungen am Ar-
beitsplatz im Bauhof
GUV-I 8752
(Ausgabe April 2007)

Beurteilung von Gefähr-
dungen und Belastungen
am Arbeitsplatz bei der
Straßenreinigung

GUV-I 8762
(Ausgabe April 2007)

„Inline-Skaten“ mit 
Sicherheit

GUV-SI 8012
(Aktual. Fassung März
2007)

Sonnenspaß und Sonnen-
schutz für Kinder und
Jugendliche

GUV-SI 8080
(Ausgabe Mai 2007)

Gesetzliche
Unfallversicherung

Beurteilung von Gefährdungen
und Belastungen am Arbeitsplatz
im Bauhof

GUV-I 8752

Ausgabe April 2007

Gefährdungs- und Belastungs-Katalog

Gesetzliche
Unfallversicherung

Instandhaltung an
Maschinen und Anlagen

GUV-I 8711

Ausgabe April 2006

Gefährdungs- und Belastungs-Katalog

Gesetzliche
Unfallversicherung

Beurteilung von Gefährdungen
und Belastungen am Arbeitsplatz
in der Abwasserentsorgung

GUV-I 8755

Ausgabe April 2007

Gefährdungs- und Belastungs-Katalog

Gesetzliche
Unfallversicherung

Beurteilung von Gefährdungen
und Belastungen am
Arbeitsplatz

GUV-I 8700

Ausgabe Mai 2006

Gefährdungs- und Belastungs-Katalog

Gesetzliche
Unfallversicherung

Beurteilung von Gefährdungen
und Belastungen am Arbeitsplatz
bei der Straßenreinigung

GUV-I 8762

Ausgabe April 2007

Gefährdungs- und Belastungs-Katalog

Gesetzliche
Unfallversicherung

GUV-I 503

Anleitung zur Ersten Hilfe

Ausgabe Februar 2007



Am bundesweiten „Tag der Ver-
kehrssicherheit“ am 16. Juni 2007
führten Unfallkasse Saarland und

Landesverkehrswacht Saar
im Rahmen ihrer gemein-
samen Verkehrssicher-
heitskampagne zum
Schutz der Kinder im Stra-

ßenverkehr verschiedene Aktio-
nen durch. Auf dem Schulfest der
Gesamtschule Bexbach zeigten

Experten, wie man Kinder im Fahr-
zeug sichert und welche Siche-
rungsmöglichkeiten es gibt. An-
hand eines Gurtschlittens wurde
den Besuchern des Schulfestes
vor Augen geführt, was passieren
kann, wenn die kleinen Mitfahrer
nicht oder nicht richtig ange-
schnallt sind. Darüber hinaus
konnten sich Eltern an unserem
Stand über den gesetzlichen 

Unfallversicherungsschutz der
Schüler informieren. Der  ansässi-
gen Jugendverkehrsschule, vertre-
ten durch den Polizisten Uwe
Grub,  spendierte die Unfallkasse
5 Zebra-Fahrradhelme. 

Bettina Kern

Assistentin der Geschäftsführung
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An einem strahlenden Frühlings-
tag am 16. April 2007 feierte die
Unfallkasse Saarland mit gelade-
nen Gästen die Einweihung des
470 Quadratmeter großen An-
baus, in dem 10 Büros und ein
Veranstaltungsraum unterge-
bracht sind.
Staatssekretär Wolfgang Schild,
Ministerium für Justiz, Gesundheit
und Soziales, begrüßte in seiner
Rede, dass die saarländische Un-
fallkasse ihre Arbeit geräuschlos
und ohne negative Schlagzeilen
erledige. Dabei sei sie vor einem
unvorhersehbaren Anstieg von Ar-
beitsunfällen nicht geschützt,
beuge aber durch konsequentes
Umsetzen und Einfordern von Prä-
ventionsmaßnahmen vor -  wie
u.a. auch die aktuellen Kampa-
gnen zum Schutz der Kinder im
Straßenverkehr („Du bist mein
Vorbild!“), zur Neugestaltung der

Anfahrtspunkte für Rettungsfahr-
zeuge bei Unfällen im saarländi-
schen Forst und die gemeinsame
Präventionskampagne Haut der
gesetzlichen Kranken- und Unfall-
versicherungen mit dem Motto
“Deine Haut. Die wichtigsten 2m2

Deines Lebens.” zeigen. Auch bei
der Frage des Einsatzes von EDV
handele die Unfallkasse Saarland

vorausschauend, denn sie hat
nicht nur eines der ersten EDV- 
Systeme für die gesetzliche Un-
fallversicherung entwickelt, son-
dern es auch an andere UV-Träger
verkauft. Aktuell habe die Unfall-
kasse Saarland die Kommunika-
tion mit der elektronischen Signa-
tur eingeführt. Der Erweiterungs-
bau vergrößere nun die Möglich-
keiten, Schulungsangebote insbe-
sondere zur Rehabilitation und
Prävention im eigenen Gebäude
anzubieten. Abschließend über-
reichte der Architekt des Erweite-
rungsbaues, Herr Werner Holzner,
den symbolischen Schlüssel an
Herrn Dietmar Robert, den Vor-
standsvorsitzenden der Unfall-
kasse Saarland.  

Bettina Kern

Assistentin der Geschäftsführung

„Du bist mein Vorbild!“  
Aktionen auf dem Schulfest der Gesamtschule Bexbach

Die Unfallkasse Saarland feierte  
Einweihung des fertiggestellten Anbaus

Aktuelles

Dietmar Robert, Vorstandsvorsitzender
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Nach den endgültigen Fusionsbe-
schlüssen hat die Deutsche Ge-
setzliche Unfallversicherung
(DGUV), der neue Spitzenverband
der Berufsgenossenschaften und
Unfallversicherungsträger der öf-
fentlichen Hand, jetzt auch ihren
Internetauftritt neu gestaltet und
ausgebaut. Unter www.dguv.de
werden ab sofort alle Positionen
und Ergebnisse des Spitzenver-
bandes präsentiert. Die Internet-
auftritte der Vorgängerverbände,
des Hauptverbandes der gewerb-
lichen Berufsgenossenschaften 
( www.hvbg.de) und des Bundes-
verbandes der Unfallkassen
(www.unfallkassen.de) werden
voraussichtlich bis Ende 2007
weiter bestehen bleiben, aller-

dings nicht weiter aktualisiert. In
dieser Zeit sollen alle bisherigen
Inhalte in den neuen Auftritt
überführt werden.

Bestehen bleiben zunächst auch
die Internetauftritte des Instituts
für Arbeitsschutz (Sankt Augu-
stin) unter www.hvbg.de/bgia
und des Instituts Arbeit und Ge-
sundheit (Dresden) unter
www.hvbg.de/bgag. Diese beiden
Internetauftritte sollen allerdings
bis Jahresende ebenfalls auf die
neue technische Basis und das
neue Layout umgestellt werden.

Neuer Internetauftritt 
der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung

Aktion “Sicherer Schulweg” 
im Rahmen der Verkehrssicherheitskampagne
“Du bist mein Vorbild”

Tipps für Eltern zum Schulweg-
training

In den Sommerferien war die Un-
fallkasse Saarland in den Medien
(u.a. auf SR3, Im Aktuellen Be-
richt, auf Südwest3 und in der
Saarbrücker Zeitung) mit Tipps
für die Eltern von Erstklässlern
zum Schulwegtraining präsent.

ABC-Schützen unterwegs - sicher
zur Schule in Bussen und Bahnen

Im August 2007
hat die Unfallkasse
Saarland zusam-
men mit der Aktion
DAS SICHERE
HAUS (DSH) einen
Radiobeitrag reali-
siert, der von den
Radiosendern zum
Schulanfang bun-
desweit abgerufen
werden konnte.



Vertreterversammlung der
Unfallkasse Saarland

Die Vertreterversammlung tagte am 21. Juni 2007 zum ersten Mal
im neuen Seminarraum der Unfallkasse. 

Der Vorstandsvorsitzende Dietmar 
Robert gratuliert Herrn Direktor Meiser

zum 50. Geburtstag.


